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2 1 5 . Verordnung: Einbeziehung des Wirtschaftszweiges „Unternehmungen der eisenerzeugenden Indu-
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216 . Verordnung: Einbeziehungen in die Zusatzversicherung in der Unfallversicherung
2 1 7 . Verordnung: Durchführung der Impfung (aktive Immunisierung) gegen Frühsommermeningoence-

phalitis

213 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 13. Dezember 1982
betreffend die Übertragung von Bundesstra-
ßenteilstrecken an die Tauernautobahn

Aktiengesellschaft

Auf Grund des Artikels IV §§ 1 und 3 des Bun-
desgesetzes, BGBl. Nr. 591/1982, mit dem eine
Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-
Aktiengesellschaft errichtet wird, mit dem die Pla-
nung und Errichtung von Bundesstraßenteilstrek-
ken übertragen wird und mit dem das Bundesmini-
steriengesetz 1973 geändert wird, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen ver-
ordnet:

Die Teilstrecke der A 10 Tauern Autobahn von
Spittal/Drau bis Villach (A 2) wird zur Planung
und Errichtung der Tauernautobahn Aktiengesell-
schaft übertragen.

Nach Fertigstellung von verkehrswirksamen
Abschnitten sind diese Strecken dem Bund (Bun-
desstraßenverwaltung) zur Erhaltung zu überge-
ben.

Die Übertragung zur Planung und Errichtung
erfolgt mit sofortiger Wirkung.

Der Bauzeit- und Kostenrahmen ist in der
Anlage enthalten. Der Bauzeit- und Kostenrahmen
wird durch die gemäß § 8 Abs. 2 des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 591/1982 vom Bundesminister für
Bauten und Technik zu genehmigenden Bauzeit-
und Kostenpläne den Erfordernissen jeweils ange-
paßt.

Sekanina

Anlage

Bauzeit- und Kostenrahmen für die Teilstrecke der
A 10 Tauern Autobahn von Spittal/Drau bis Vil-
lach (A 2)

2 1 4 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 21. März 1983 betreffend die

Errichtung einer Notarstelle in Mattsee

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:
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Im Sprengel des Landesgerichtes Salzburg wird
mit Wirksamkeit vom 1. September 1983 eine wei-
tere Notarstelle mit dem Amtssitz in Mattsee
errichtet.

Broda

215. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 21. März 1983 über
die Einbeziehung des Wirtschaftszweiges
„Unternehmungen' der eisenerzeugenden Indu-

strie" in das Sonderunterstützungsgesetz

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Sonderunterstüt-
zungsgesetzes, BGBl. Nr. 642/1973, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 109/1979 (Art. III)
wird im Einvernehmen mit den Bundesministern
für Finanzen und für Handel, Gewerbe und Indu-
strie festgestellt:

§ 1. Im Wirtschaftszweig „Unternehmungen der
eisenerzeugenden Industrie" im Sinne des § 2
Abs. 1 Z 1 des Anhanges der Fachgruppenordnung,
BGBl. Nr. 223/1947, in der Fassung BGBl.
Nr. 365/1969 ist bei Einschränkung oder Stille-
gung von Betrieben anzunehmen, daß diese mit
wirtschaftlichen Schwierigkeiten im Sinne des § 1
Abs. 1 Z 1 lit. b des Sonderunterstützungsgesetzes
im Zusammenhang stehen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 22. März 1983 in
Kraft. Anträge auf Sonderunterstützung nach die-
ser Verordnung können nur bis längstens 31. März
1985 eingebracht werden.

Dallinger

2 1 6 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 22. März 1983 über
Einbeziehungen in die Zusatzversicherung in

der Unfallversicherung

Auf Grund des § 22 a des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 647/1982, wird verordnet:

§ 1. In die Zusatzversicherung gemäß § 22 a des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes werden
die Mitglieder folgender im § ,176 Abs. 1 Z 7 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes genann-
ten Körperschaften (Vereinigungen) einbezogen:

1. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Kaltenbach;

2. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Stans;

3. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Silz;

4. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Eben am Achensee;

5. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Tannheim;

6. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Nauders;

7. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Kappl;

8. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Götzens;

9. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Ötz;

10. Die Mitglieder der örtlichen Lawinenkom-
mission der Gemeinde Berwang.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1983 in
Kraft.

Dallinger

217. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 22. März 1983 über
die Durchführung der Impfung (aktive Immu-
nisierung) gegen Frühsommermeningoence-

phalitis

Auf Grund des § 132 c Abs. 3 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 647/1982, des § 61 b des Beamten-Kranken-
und Unfallversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 200/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 78/1983, des § 89 a des Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 560/1978,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 586/1980 und des § 82 a des Bauern-Sozialver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 559/1978, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 587/1980
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz verordnet:

§ 1. Die Durchführung der Impfung (aktive
Immunisierung) gegen Frühsommermeningoence-
phalitis wird, soweit diese Leistung nicht im Rah-
men der Verhütung von Arbeitsunfällen (Dienstun-
fällen) und Berufskrankheiten (Unfallverhütung)
oder für bestimmte Personen auf Grund landesge-
setzlicher Bestimmungen oder sonstiger Maßnah-
men der Länder in Form von Förderungsbeträgen
erbracht wird, bei Versicherten und den in den
§§ 123 ASVG, 56 B-KUVG, 10 bzw. 83 GSVG und
78 BSVG bezeichneten Angehörigen den zuständi-
gen Krankenversicherungsträgern zur Mitwirkung
durch Leistung eines Kostenzuschusses übertragen.

§ 2. Die Durchführung dieser Maßnahmen bei
Personen, für die nicht bereits auf Grund einer
Pflichtversicherung oder einer freiwilligen Versi-
cherung ein Anspruch auf diese Leistung besteht,
wird dem Krankenversicherungsträger zur Mitwir-
kung durch Leistung eines Kostenzuschusses über-
tragen, der nach den Bestimmungen des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes zuständig wäre,
wenn für diese Personen ein solcher Anspruch auf
Grund einer Pflichtversicherung oder einer freiwil-
ligen Versicherung bestünde.

Dallinger


